	Wollen Sie, dass folgender Gesetzesvorschlag verabschiedet wird:
	
	„Volete che sia approvato il seguente progetto di legge”:

	
	
	

	LANDESGESETZENTWURF ZUR DIREKTEN DEMOKRATIE ABÄNDERUNG DES LANDESGESETZES vom 18.11.2005, Nr. 11 (Volksbegehren und Volksabstimmung)

1)
Schutzklausel für die Sprachgruppen

2)
Sachliche Information 

3)
Absenkung des Beteiligungsquorums
4)
Einführung des bestätigenden / 
ablehnen​den Referendums über 
Verwaltungsakte
	
	DISEGNO DI LEGGE PROVINCIALE SULLA DEMOCRAZIA DIRETTA MODIFICHE DELLA LEGGE PROVINCIALE 18/11/2005, 
n. 11 (Iniziativa popolare e referendum):

1)
Clausola di tutela per i gruppi 
linguistici 

2)
Garanzia di un'informazione 
istituzionale oggettiva e neutra 

3)
Riduzione del quorum di 
partecipazione
4)
Introduzione del referendum conferma​-
tivo/sospensivo su atti amministrativi

	Art. 1

Einfügung des Artikels 5 bis in das Landesgesetz Nr. 11/2005


1.
Nach dem Artikel 5 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 wird folgender Artikel eingefügt:

„Art. 5 bis

Rechte und Schutz der Sprachgruppen

1.
Die Mehrheit der Abgeordneten einer Sprachgruppe des Südtiroler Landtages kann in begründeter Form verlangen, dass der zur Volksabstimmung vorgelegte Gesetzesvorschlag als die Gleichheit und den Schutz der Rechte der Sprachgruppen oder einen ethnisch-kulturell sensiblen Bereich betreffend definiert wird. Die Kommission für die Abwicklung von Volksabstimmungen entscheidet, ob dieser Antrag zulässig ist und begründet ihre Entscheidung. Ist der Antrag zulässig, dann ist für die Annahme des Vorschlags zusätzlich zur Mehrheit gemäß Artikel 13, Absatz 2,  die Mehrheit der betroffenen Sprachgruppe erforderlich.


2.
Die Mehrheit einer Sprachgruppe ist dann gegeben, wenn der Vorschlag von der in Artikel 13 Absatz 2 vorgesehenen Mehrheit angenommen wird bezogen auf jene Gemeinden, in denen die Bürgerinnen und Bürger jener Sprachgruppe laut letzter Volkszählung die Mehrheit bilden.“ 

	
	Art. 1

Inserimento dell'articolo 5 bis nella legge provinciale n. 11 del 2005

1.
Dopo l’articolo 5 della legge provinciale 
n. 11 del 2005 è aggiunto il seguente:

„Art. 5 bis

Diritti e tutela dei gruppi linguistici

1. La maggioranza dei consiglieri provinciali appartenenti a un gruppo linguistico può chiedere in forma motivata che una proposta di legge soggetta a referendum venga dichiarata attinente ai diritti e alla tutela dei gruppi linguistici oppure sia considerata  sensibile sotto il profilo etnico-culturale. In questo caso la commissione competente per lo svolgimento dei referendum decide se la richiesta è ammissibile, motivando la sua decisione. Se la richiesta è ammissibile, per l'approvazione della proposta di legge, oltre al raggiungimento della maggioranza prevista dall'articolo 13, comma 2, è richiesta la maggioranza riferita al gruppo linguistico in questione.


2. La maggioranza di un gruppo linguistico è raggiunta se la proposta è approvata dalla maggioranza prevista dall'articolo 13, comma 2, calcolata con riguardo ai comuni in cui i cittadini di quel gruppo linguistico sono in maggioranza, secondo l'ultimo censimento generale della popolazione.”

	Art. 2

Abänderung des Artikels 8 des Landesgesetzes
 Nr. 11/2005


1.
Absatz 1 des Artikels 8 des Landesgesetzes Nr. 11/2005, wird wie folgt ersetzt:


„1.
Die Kommission für die Abwicklung von Volksabstimmungen ist eingesetzt. Sie 

a) entscheidet, ob ein Antrag auf Volksabstimmung zulässig ist; 

b) entscheidet, ob der Antrag betreffend die Rechte und den Schutz der Sprachgruppen gemäß Artikel 5 bis zulässig ist;

c) entscheidet, ob ein Verwaltungsakt nur eine oder mehrere Gemeinden gemäß Artikel 16 bis Absatz 4 betrifft;

d) sorgt für die Erstellung des Abstimmungsheftes wie von Artikel 12 Absatz 4 vorgesehen;

e) überprüft nochmals die beanstandeten Stimmen;

f) macht das Ergebnis bekannt.“


1.
Nach dem Absatz 1 des Artikels 8 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 werden folgende eingefügt:

„1 bis. Die Kommission besteht aus:

a)
einem Richter des Landesgerichtes von Bozen;
b)
einem Richter der Kontrollsektion des 
Rechnungshofes 
mit Sitz in Bozen;
c)
einem Richter des Regionalen Verwaltungsgerichtes - 
Autonome Sektion für die Provinz Bozen.“


1 ter.
Die Mitglieder der Kommission gehören mindestens zwei verschiedenen Sprachgruppen an und bleiben drei Jahre im Amt, ausgenommen die Mitglieder gemäß Absatz 1 bis, b) und c), die nach der erstmaligen Ernennung der Kommission vier respektive fünf Jahre im Amt bleiben. Für jedes Mitglied wird ein Ersatzmitglied bestimmt.“

	
	Art. 2

Modificazioni dell'articolo 8 della legge provinciale n. 11 del 2005

1.
Il comma 1 dell’articolo 8 della legge provinciale n. 11 del 2005 è sostituito dal seguente:


"1. È istituita la commissione per i procedimenti referendari, che:

a) decide sull'ammissibilità dei referendum; 

b) decide sull'ammissibilità della richiesta relativa ai diritti e alla tutela dei gruppi linguistici, ai sensi dell'articolo 5 bis;

c) stabilisce se un atto amministrativo riguarda solo uno o più comuni, ai sensi dell'articolo 16 bis, comma 4;

d) cura la redazione dell'opuscolo previsto dall'articolo 12, comma 4;

e) riesamina i voti contestati;

f) proclama il risultato dei referendum.”


1.
Dopo il comma 1 dell'articolo 8 della legge provinciale n. 11 del 2005 sono inseriti i seguenti:

“1 bis.  La commissione è composta:

a)
da un magistrato del tribunale di Bolzano;

b)
da un magistrato della sezione di controllo della 
corte dei conti avente sede a Bolzano;

c)
da un magistrato della sezione autonoma per la 
provincia di Bolzano del tribunale regionale di giustizia 
amministrativa.”


“1 ter. I componenti della commissione appartengono ad almeno due gruppi linguistici diversi e rimangono in carica per tre anni, eccetto i componenti di cui al comma 1 bis, lettere b) e c), che in occasione della prima nomina rimangono in carica rispettivamente per quattro e per cinque anni. Per ogni componente è nominato un supplente."

	Art. 3

Abänderung des Artikels 12 des Landesgesetzes Nr. 11/2005

1.
Absatz 1 des Artikels 12 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 wird wie folgt ersetzt:

„1.
Abstimmungen können dreimal im Jahr stattfinden. Die Landesabteilung Zentrale Dienste gibt die Termine der Abstimmungssonntage innerhalb 15. Dezember für das darauffolgende Jahr bekannt. Sie dürfen nicht auf Sonntage festgesetzt sein, die in der Schulferienzeit liegen. Sie werden mit Dekret des Landeshauptmannes / der Landes​hauptfrau beschlossen und im Amtsblatt der Region veröffentlicht. Legt es die geringe Zahl der Abstimmungen nahe, ist die Landesregierung befugt, deren Kumulierung auf einen einzigen Abstimmungstag zu beschließen.“

2.
Nach Absatz 1 des Artikels 12 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 werden folgende eingefügt:

„1 bis.
Gesetzt den Fall, dass nach der Anberaumung der Abstimmung der Landtag aufgelöst wird, kann der Landeshauptmann / die Landeshauptfrau die Durchführung der Abstimmung unter​brechen und diese bis zum nächsten Abstimmungssonntag verschieben. Eine Zusammenlegung einer Wahl und einer Abstimmung kann nur in begründeten Ausnahmefällen beschlossen werden. Ausgeschlossen ist eine Zusammenlegung von Wahlen und Abstimmungen, die sich auf dieselbe Verwaltungsebene beziehen.


1 ter.
Die Abstimmung wird mit Dekret des Landeshauptmannes / der Landeshauptfrau anberaumt, das nicht weniger als fünfzig und nicht mehr als 60 Tage vor deren Durchführung zu erlassen ist.“

3.
Absatz 4 des Artikels 12 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 wird wie folgt ersetzt:

„4.
Zehn Tage vor Beginn einer Unterschriftensamm​lung zum Volksbegehren, zur aufhebenden Volksabstim​mung, zur gesetzeseinführenden Volksabstimmung, zur beratenden Volksabstimmung und zum bestätigenden/ ableh​nenden Referendum machen die Gemeindeverwaltungen und das Land ortsüblich und über ihre Webseiten bekannt:

a)
den Gesetzesvorschlag oder den Wortlaut der Frage, 
b)
den Zeitraum für die Sammlung der Unterschriften, 
c)
Orte und Zeiten der Abgabe der Unterschrift.“


4.
Nach dem Absatz 4 des Artikels 12 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 werden folgende eingefügt:

„4. bis
Im Zeitraum zwischen dem 30. und dem 40. Tag vor dem Abstimmungstermin erhält jede/r Stimm​berechtigte zusammen mit einer Abstimmungsbenach​richtigung ein Abstimmungsheft, das wie folgt enthält:

a)
den Tag der Abstimmung sowie die genauen Zeiten des Zugangs der Wähler zu den Wahlsektionen;

b)
eine zusammenfassende, allgemeinverständliche Beschreibung des Abstimmungsgegenstandes;

c)
in je gleichem Umfang die Position der Einbringer/innen des Vorschlags und die Gegenpositionen sowie die Beurteilung der Mehrheit des Landtages beziehungsweise der Landesregierung und der Minderheit, sofern diese einen eigenen Bericht verfasst hat;

d)
gegebenenfalls das Ergebnis einer Abstimmung über die Vorlage im Landtag, angegeben in der Summe der Ja-Stimmen, Nein-Stimmen und der Enthaltungen bei der Abstimmung

e)
die Abstimmungsgegenstände im Wortlaut

f)
ein Muster des Stimmzettels

h)
eine Erläuterung des Abstimmungsmodus.


4. ter. Die Erstellung der Abstimmungsheftes obliegt der von Artikel 8 Absatz 1 vorgesehenen Kommission, die eine objektive und ausgewogene Darstellung der Positionen gemäß Absatz 4 bis  c gewährleistet.


4. quater.
Volksabstimmungen sind vor dem Abstimmungstag durch den/die Präsidenten/in des Landtages in den Amtsblättern und in den Medien bekannt zu machen. Er/sie lädt im Abstimmungsheft zur Teilnahme an der Volksabstimmung ein. 


4. quinquies.
Im Zeitraum von 30 Tagen vor der Abhaltung einer Volksabstimmung ist es der Landes​regierung und ihren Mitgliedern sowie der öffentlichen Verwaltung untersagt, in die Diskussion zum Abstimmungs​gegenstand einzugreifen.“
	
	Art. 3

Modificazioni dell'articolo 12 nella legge provinciale n. 11 del 2005

1.
Il comma 1 dell’articolo 12 della legge provinciale n. 11 del 2005 è sostituito dal seguente:

“1.
Le votazioni possono avere luogo tre volte all’anno. La Ripartizione provinciale Servizi centrali rende note le domeniche referendarie entro il 15 dicembre dell’anno precedente quello di riferimento. Non possono essere scelte a tal fine domeniche che ricadono in periodi di ferie scolastiche. Le date sono fissate con decreto della/del Presidente della Provincia e pubblicate nel Bollettino ufficiale della Regione. Se il ridotto numero di votazioni lo rende consigliabile la Giunta provinciale può concentrarle in una sola scadenza referendaria."

2.
Dopo il comma 1 dell’articolo 12 della legge provinciale n. 11 del 2005 sono inseriti i seguenti:

“1 bis.
Se dopo l’indizione di una votazione il Consiglio provinciale viene sciolto il/la Presidente della Provincia può interrompere la procedura e rinviarla alla prima domenica referendaria successiva. Lo svolgimento di elezioni e di votazioni nella stessa data può essere deciso solo in casi eccezionali e motivati. È escluso un abbinamento di elezioni e votazioni che si riferiscono allo stesso livello amministrativo.


1 ter.
La votazione è indetta con decreto del/della Presidente della Provincia, emanato non meno di cinquanta e non più di sessanta giorni prima della data di svolgimento.”


3.
Il comma 4 dell’articolo 12 della legge provinciale n. 11 del 2005 è sostituito dal seguente:


“4.
Dieci giorni prima dell'inizio della raccolta delle firme per una proposta di iniziativa popolare, per un referendum abrogativo, per un’iniziativa popolare, per un referendum consultivo o un referendum confermativo i comuni e la Provincia, mediante affissione all'albo e attraverso i propri siti internet, rendono noto:

a) il testo della legge o del quesito proposto;

b) il periodo utile per la raccolta delle firme;

c) il luogo, i tempi e gli orari per apporre la propria firma."


4.
Dopo il comma 4 dell’articolo 12 della legge provinciale n. 11 del 2005 sono inseriti i seguenti:

"4. bis
Tra il trentesimo e il quarantesimo giorno che precede la data stabilita per il voto popolare ogni avente diritto al voto, assieme all’avviso della votazione, riceve un opuscolo che riporta:

a)
l’indicazione del giorno in cui si svolge la votazione popolare e gli orari dell’accessibilità dei seggi per gli elettori;

b)
una descrizione riassuntiva e di facile comprensione del quesito;

c)
la posizione dei proponenti del quesito e le posizioni contrarie in ugual misura, il giudizio della maggioranza del Consiglio provinciale, della Giunta provinciale e delle minoranze all'interno del Consiglio, se queste hanno assunto una posizione distinta;

d)
l'eventuale risultato della votazione del Consiglio provinciale sulla proposta di legge di iniziativa popolare, con l'indicazione dei voti favorevoli, contrari e astenuti;

e)
il testo completo dei quesiti;

f)
un facsimile della scheda di voto;

h)
l'illustrazione delle modalità di votazione.


4. ter. 
La commissione prevista dall'articolo 8, comma 1, cura la redazione dell’opuscolo, garantendo una descrizione equilibrata delle posizioni indicate nel comma 4 bis, lettera c).


4. quater. 
Prima del giorno di votazione le consultazioni sono annunciate dal/dalla Presidente del Consiglio provinciale tramite il Bollettino ufficiale della Regione, il sito della Provincia e gli organi di informazione. Esso/essa invita nell’opuscolo di votazione alla  partecipazione alla votazione referendaria. 


4. quinquies.
Nei trenta giorni che precedono la votazione, alla Giunta provinciale e ai suoi componenti nonché all’amministrazione pubblica è fatto divieto di intervenire sul quesito referendario.“

	Art. 4

Abänderung des Artikel 13 des Landesgesetzes Nr. 11/2005


1.
Absatz 2 des Artikels 13 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 wird wie folgt ersetzt:

„2.
Der Antrag auf Aufhebung gilt als angenommen, wenn am Wahlgang 15 Prozent der Abstimmungsberechtig​ten teilgenommen haben und wenn die Mehrheit der gültigen Stimmen zu Gunsten der Aufhebung ausgefallen ist.“
	
	Art. 4

Modificazione dell'articolo 13 della legge provinciale n. 11 del 2005

1.
Il comma 2 dell’articolo 13 della legge provinciale n. 11 del 2005 è sostituito dal seguente:


“2.
Il risultato del referendum è favorevole all'abrogazione se alla votazione ha partecipato almeno il 15 per cento degli aventi diritto ed è stata raggiunta la maggioranza dei voti validi favorevoli all'abrogazione.”

	Art. 5

Einfügung des Abschnitts III bis und des Artikels 16 bis in das Landesgesetz Nr. 11/2005


1.
Nach Abschnitt III des Landesgesetzes 
Nr. 11/2005 wird folgender eingefügt:

"Abschnitt III bis:

“Bestätigendes / ablehnendes Referendum über Verwaltungsakte”

1.
Nach dem Artikel 16 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 wird im Abschnitt III bis des Gesetzes folgender eingefügt:

„Art. 16 bis
Bestätigendes / ablehnendes Referendum
1.
Beschlüsse der Landesregierung und Dekrete der Landesräte und Landesrätinnen können Gegenstand eines bestätigenden / ablehnen​den Referendums sein, wenn zumindest eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist und die Beschlüsse 

a)
Ausgaben über ein Tausendstel des Landeshaushaltes betreffen;

b)
wiederkehrende Ausgaben mit einem jährlichen Betrag von über einem Zehntausendstel des Landeshaushaltes betreffen;

c)
Projekte betreffen, für die es einer Umweltver​träglichkeitsprüfung bedarf;

d)
einzelne Fachpläne zur Landesentwicklungsplanung betreffen;

e)
als von Landesinteresse  erklärt worden sind.

2. Verwaltungsakte gemäß Absatz 1, a), b) und c) sind auch dann referendumsfähig, wenn sie nur Teil einer Reihe von Beschlüssen sind, die zusammen zumindest eine der in Absatz 1 genannten Bedingungen erfüllen. 

3. Die Verwaltungsakte gemäß Absatz 1 werden auf der Webseite des Landes in einer eigenen Rubrik „Referendumsfähige Beschlüsse“ und im Amtsblatt der Autonomen Region Trentino-Südtirol veröffentlicht. Dem Beschluss wird der Hinweis vorangestellt, dass er nicht wirksam wird, wenn innerhalb von 20 Tagen ab dem Tag der Veröffentlichung im Amtsblatt der Autonomen Region Trentino-Südtirol mindestens 300 Wähler/innen, die zur Wahl des Südtiroler Landtages berechtigt sind, den Antrag stellen, den Verwaltungsakt dem Referendum zu unterwerfen. Der Antrag erfolgt mit Angabe von Vor- und Nachname und Domizil des Antragstellers und der Daten des Beschlusses auf vorgefertigten Formularen, die in allen Gemeinden der  Autonomen Provinz Bozen oder in der Landesabteilung Zentrale Dienste zur Verfügung gestellt werden. Die Überprüfung der Berechtigung zur Stellung des Antrages wird unverzüglich durchgeführt und der Antrag sogleich der Landesabteilung Zentrale Dienste übermittelt.

4. Nach Ablauf der im Absatz 3 festgelegten Frist überprüft die Kommission für die Abwicklung von Volksabstimmungen gemäß Artikel 11 die Zulässigkeit des Referendums innerhalb von fünfzehn Tagen nach dem in Absatz 3 festgelegten Datum und stellt fest, ob der Verwaltungsakt sich auf eine oder mehrere Gemeinden bezieht. Ist das der Fall, dann beträgt die Zahl der in den entsprechenden Gemeinden zu sammelnden Unterschriften 6 Prozent der Wahlberechtigten und findet die Volksabstimmung nur in diesen Gemeinden statt.

5. Ist der Antrag zulässig, dann sorgt der Landeshauptmann / die Landeshauptfrau für seine sofortige Veröffentlichung im Amtsblatt der Autonomen Region Trentino-Südtirol. In diesem Fall ist die Wirksamkeit des Verwaltungsaktes weiterhin ausgesetzt. 

6.
Innerhalb von sieben Tagen nach der in Absatz 5 vorgesehenen Veröffentlichung im Amtsblatt bildet sich ein Komitee bestehend aus mindestens dreißig Promotoren. Das Komitee ernennt eine/n Sprecher/in, dem/der von der Abteilung Zentrale Dienste die von ihr zur Verfügung gestellten vidimierten  Unterschriftenbögen  ausgehändigt werden. Die Abteilung Zentrale Dienste macht den Antrag auf Referendum auf der Webseite des Landes und über die lokalen Medien bekannt

7.
Der Verwaltungsakt wird dem Referendum unterworfen, wenn innerhalb von 45 Tagen nach der Aushändigung der Unterschriftenbögen mindestens 7.500 zur Wahl des Landtages berechtigte Wähler/innen den Antrag auf Referendum unterschreiben. 

8.
Die Mehrheit der Mitglieder der Landesregierung einer Sprachgruppe kann in begründeter Form festlegen, dass der Verwaltungsakt, der Gegenstand eines Referendums ist, die Gleichheit der Rechte und den Schutz der Sprachgruppen betrifft. In diesem Fall kommt Artikel 5 bis zur Anwendung.

9.
Der Landeshauptmann/die Landehauptfrau setzt das bestätigende Referendum zum nächstmöglichen Termin gemäß Artikel 12 Absatz 1 mit Dekret im Amtsblatt der Autonomen Region Trentino-Südtirol fest. Die Fragestellung lautet: "Stimmen Sie dem Beschluss/dem Dekret betreffend ... zu, der/das am .... gefasst/verabschiedet und im Amtsblatt der Autonomen Region Trentino-Südtirol Nr. ... vom ... veröffentlicht worden ist?".

10.
Der Landeshauptmann / die Landeshauptfrau sorgt für die Veröffentlichung des Ergebnisses des Referendums im Amtsblatt der Autonomen Region Trentino-Südtirol. Ist der dem Referendum unterworfene Verwaltungsakt gemäß Artikel 13 Absatz 2 angenommen worden, dann wird der Verwaltungsakt mit dem Datum seiner Veröffentlichung wirksam.

11.
Der referendumsfähige oder der dem Referendum unterworfene Verwaltungsakt wird unverzüglich wirksam nach dem Ablauf der Fristen, wenn innerhalb von zwanzig Tagen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Autonomen Region Trentino-Südtirol gemäß Absatz 3 kein Antrag auf bestätigendes/ablehnendes Referendum gestellt, wenn der Antrag für unzulässig erklärt oder wenn die erforderliche Unterschriftenzahl nicht erreicht worden ist sowie dann, wenn weniger als 15 Prozent der Wahlberechtigten an der Abstimmung teilgenommen haben.

12.
Soweit in diesem Artikel nicht anders bestimmt und soweit vereinbar, kommen die für die anderen Volksabstimmungen vorgesehenen Verfahrensregeln zur Anwendung."
	
	Art. 5

Inserimento del capo III bis e dell'articolo 16 bis nella legge provinciale n. 11 del 2005

1.
Dopo il capo III della legge provinciale
  n. 11 del 2005 è inserito il seguente

"Capo III bis:

Referendum confermativo su atti amministrativi"


1.
Dopo l'articolo 16 della legge provinciale n. 11 del 2005 nel capo III bis della legge, è inserito il seguente

"Art. 16 bis
Referendum confermativo
1.
Le delibere della Giunta provinciale e i decreti degli assessori possono essere sottoposti a referendum confermativo se si verifica almeno una delle seguenti condizioni:

a)
comportano uscite complessive pari a oltre 1/1000 del bilancio provinciale;

b)
comportano uscite periodiche per ogni singola uscita annuale superiore a 1/10.000 del bilancio provinciale;

c)
riguardano progetti soggetti a valutazione di impatto ambientale;

d) riguardano piani di settore della pianificazione dello sviluppo provinciale;

e) chi li approva li ha dichiarati di interesse provinciale.

2. Gli atti amministrativi di cui al comma 1, lettere a), b) e c), possono essere sottoposti a referendum anche quando sono presupposti o presuppongono altre delibere che nel loro complesso rispettano almeno una delle condizioni indicate nel comma 1.


3. Gli atti amministrativi indicati nel comma 1 sono pubblicati sul sito internet della provincia, in un’apposita sezione denominata “delibere sottoponibili a referendum”, e nel Bollettino Ufficiale della Regione Autonoma Trentino-Alto Adige. Il loro testo è preceduto dall’avvertimento che l'atto non acquista efficacia se entro il ventesimo giorno successivo al giorno della pubblicazione nel Bollettino ufficiale almeno trecento elettori o elettrici aventi diritto all'elezione del Consiglio provinciale presentano la richiesta di sottoporre l'atto amministrativo a referendum. La richiesta con l’indicazione del nome e cognome, il domicilio del richiedente e i dati dell’atto va fatta su moduli appositamente predisposti, che sono resi disponibili presso tutti i comuni o presso la Ripartizione provinciale Servizi centrali della Provincia. Viene verificata immediatamente la legittimità della richiesta e quest’ultima viene inviata subito alla Ripartizione Servizi centrali della Provincia.


4.
Dopo la scadenza del termine previsto dal comma 3 la commissione per i procedimenti referendari accerta l'ammissibilità del referendum in base all'articolo 11 e stabilisce se l'atto amministrativo si riferisce solo a uno o più comuni, entro quindici giorni dalla data prevista dal comma 3. In tal caso il numero delle firme richieste ammonta al 6 per cento degli aventi diritto al voto nei comuni interessati, e il referendum è svolto solo in questi comuni.

5.
Se la richiesta è ammissibile il/la Presidente della Provincia ne cura la pubblicazione nel Bollettino Ufficiale della Regione Autonoma Trentino-Alto Adige. In tal caso l'efficacia dell'atto è ulteriormente sospesa.

6.
Entro sette giorni dalla pubblicazione sul Bollettino ufficiale prevista dal comma 5 si costituisce un comitato di promotori composto da almeno trenta persone. Il comitato nomina un portavoce, al quale la Ripartizione Servizi centrali della Provincia consegna le schede vidimate per la raccolta delle firme predisposte dalla Ripartizione stessa. La notizia della richiesta è resa pubblica sul sito della Provincia e tramite gli organi di informazione locali.

7.
L'atto amministrativo è sottoposto a referendum confermativo se entro quarantacinque giorni dopo la consegna delle schede per la raccolta delle firme almeno 7.500 elettori che hanno diritto al voto per le elezioni del Consiglio provinciale firmano la richiesta di sottoporlo a referendum.

8.
La maggioranza dei componenti della Giunta provinciale appartenenti a un gruppo linguistico può stabilire in modo motivato che un atto amministrativo oggetto di referendum interessa i diritti e la tutela dei gruppi linguistici. In tal caso si applica l'articolo 5 bis.

9.
Il/la Presidente della Provincia indice il referendum nella prima data utile, secondo quanto stabilito dall'articolo 12, comma 1, con decreto pubblicato sul Bollettino Ufficiale della Regione Autonoma Trentino-Alto Adige. Il quesito consiste nella formula: "Approva la delibera/il decreto concernente ………, adottata/o il ……... e pubblicata/o nel Bollettino Ufficiale della Regione Autonoma Trentino-Alto Adige n. ... del ...?".

10.
Il/la Presidente procede alla pubblicazione del risultato del referendum nel Bollettino ufficiale della Regione Autonoma Trentino-Alto Adige. Se l'atto sottoposto a referendum è approvato, con le modalità previste dall'articolo 13, comma 2, l'efficacia dell'atto decorre dalla data della pubblicazione.

11.
L'atto sottoponibile o sottoposto a referendum acquista efficacia immediatamente dopo lo scadere dei termini se entro venti giorni dalla data di pubblicazione sul Bollettino Ufficiale della Regione Autonoma Trentino-Alto Adige prevista dal comma 3 non si è registrata nessuna richiesta di referendum confermativo, se la richiesta è stata dichiarata inammissibile, se non è stato raggiunto il numero necessario di firme o se alla votazione ha partecipato meno del 15 per cento degli aventi diritto.


12.
Per quanto non è previsto da quest'articolo si applica il procedimento previsto per gli altri referendum, in quanto compatibile."

	Art. 6

Abänderung des Artikels 19 des Landesgesetzes
 Nr. 11/2005

1.
Nach dem Buchstaben c) des Absatzes 2 des Artikels 19 des Landesgesetzes Nr. 11/2005 wird folgender eingefügt:

“c bis) 
die Ausgaben für den Druck und den Versand des Abstimmungsheftes gemäß Art. 3.“
	
	Art. 6

Modificazione dell'articolo 19 della legge provinciale n. 11 del 2005

1.
Dopo la lettera c) del comma 2 dell'articolo 19 della legge provinciale n. 11 del 2005 è aggiunta la seguente:


“c bis)
le spese di stampa e di invio dell’opuscolo referendario secondo art. 3.”
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